189 | Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 26 Ausgegeben Danzig, den 26. September 1928 


Inhalt. Wahlordnung zum Geſetz betreffend Errichtung von Arbeitnehmer⸗Ausſchüſſen (S. 189). — Geſetz 

‚ Über die Dienſtverhältniſſe der mit der Wahrnehmung der Geſchäfte eines Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle betrauten 
Beamten (S. 202). — Verordnung zur Ausführung des § 24 des Geſetzes vom 30. Mai 1922 über den Erwerb und 
den 200. der Danziger Staatsangehörigkeit (S. 203). — Weiteres Geſetz über die Lohn- und Gehaltspfändungen 


55 Wahlordnung 
zum Geſetz betreffend Errichtung von Arbeitnehmer⸗Ausſchüſſen.!) 
Vom 18. 9. 1928. 
Auf Grund des § 25 des Gefetzes betreffend Errichtung von Arbeitnehmer⸗Ausſchüſſen vom 31. 8. 1928 
(Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig S. 173) wird folgende Wahlordnung erlaſſen: 
I. Die Wahl des Arbeitnehmerausſchuſſes, Arbeiter⸗ und Angeſtelltenausſchuſſes. 
(58 15 bis 25 des Geſetzes). 


A. Allgemeine Beſtimmungen. 


8 1. 
Leitung der Wahl. Friſtberechnung. 

Der Arbeitnehmerausſchuß wird in der Weiſe gewählt, daß die Arbeiter und Angeſtellten ihre 
Vertreter im Arbeitnehmerausſchuß je beſonders wählen. 

Die Arbeiter- und Angeſtelltenausſchüſſe werden in der Weiſe gebildet, daß zu den Arbeiter- und 
Angeſtelltenmitgliedern der Arbeitnehmerausſchüſſe Ergänzungsmitglieder hinzutreten. Die Zahl der 
Mitglieder der einzelnen Arbeiter- und Angeſtelltenausſchüſſe wird nach den gleichen Grundſätzen beſtimmt, 
nach denen ſich die Zahl der Mitglieder des Arbeitnehmerausſchuſſes bemißt ($$ 15, 16 des Geſetzes). 

Die Leitung der Wahl liegt in der Hand des Wahlvorſtandes (SS 23, 101 des Geſetzes). 

Die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Berechnung von Friſten (§8 186 bis 193) 
finden entſprechende Anwendung. 

1) Nach § 18 Abſ. 1 des Geſetzes betr. Errichtung von Arbeitnehmerausſchüſſen find die Mitglieder der Arbeitnehmer» 
ausſchüſſe in unmittelbarer und geheimer Wahl nach den Grundſätzen der Verhältniswahl zu wählen. 

Einigen ſich die Wahlberechtigten auf eine gemeinſame Vorſchlagsliſte (§ 8 Abſ. 2 Satz 1), die ſie entſprechend dem 
Stärkeverhältnis etwa vorhandener Gruppen aufſtellen können, jo werden alle Schwierigkeiten, die im Weſen der Verhältnis- 


wahl liegen, vermieden. Eine Stimmabgabe findet dann überhaupt nicht ſtatt ($ 8 Abſ. 2). In dieſem Falle iſt aber das 
Nachrücken von Erſatzmännern bei Fortfall der zunächſt gewählten erſchwert. 


B. Vorbereitung der Wahl. 
82. 
Wählerliſten. 


Der Wahlvorſtand hat für jede Wahl eine Liſte der Wahlberechtigten, getrennt nach den Gruppen 
der Arbeiter und Angeſtellten, aufzuſtellen. Vorhandene Liſten W Lohnliſten) können 
benutzt werden. 

8 3. 


Wahlausſchreiben. ) 


Der Wahlvorſtand hat ſpäteſtens 202) Tage vor dem letzten Tage der Stimmabgabe ($ 10 Abf. 1) 
ein Wahlausſchreiben zu erlaſſen. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 4. 10. 1928). 
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Im Wahlausſchreiben iſt die Wahl der von jeder Arbeitnehmergruppe (Arbeiter und Angeſtellte) 
zu wählenden Arbeitnehmerausſchußmitglieder und Ergänzungsmitglieder zu veröffentlichen, anzugeben, 
wo die Wählerliſte zur Einſicht ausliegt, daß Einſprüche gegen die Wählerliſte zur Vermeidung des 
Ausſchluſſes binnen 2 Tagen nach dem erſten Tage des Aushanges (Abſ. 3)s) beim Vorſitzenden des 
Wahlvorſtandes anzubringen ſind, und zur Einreichung von Vorſchlagsliſten für jede Gruppe von 
Arbeitnehmerausſchußmitgliedern mit dem Hinweis darauf aufzufordern, daß nur ſolche Vorſchlagsliſten 
berückſichtigt werden, die ſpäteſtens eine Woche nach dem erſten Tage des Aushanges (Abſ. 3)3) bei dem 
Wahlvorſtand eingehen und daß die Stimmabgabe an die zugelaſſenen Vorſchlagsliſten gebunden iſt. 
Ferner iſt anzugeben, wo die Vorſchlagsliſten nach ihrer Zulaſſung ($ 6) zur Einſicht der Wähler aus⸗ 
liegen, wo die Wähler den Wahlumſchlag ($ 9 Abſ. 2) empfangen ſowie wann?) und wo (8 10 Abſ. 1) 
fie den Wahlumſchlag mit ihrem Stimmzettel abgeben können. Endlich iſt im Wahlausſchreiben mit- 
zuteilen, wo die Wahlordnung zur Einſicht ausliegt. Das Wahlausſchreiben muß die Adreſſe des Vor— 
ſitzenden angeben. 

Eine Abſchrift oder ein Abdruck des Wahlausſchreibens iſt an einer oder mehreren geeigneten, allen 
Wahlberechtigten zugänglichen Stellen, die der Wahlvorſtand beſtimmt, bis zum letzten Tage der Stimm⸗ 
abgabe (§ 10 Abf. 1) oder bis zu dem Tage, an dem bekannt gemacht wird, daß eine Stimmabgabe 
nicht ſtattfindet (§ 8 Abſ. 2), auszuhändigen und in lesbarem Zuſtand zu erhalten. 


1) Ein Muſter für das Wahlausſchreiben iſt im Anhang unter Nr. 1 abgedruckt. | 
2) Mit Einſchluß des letzten Tages der Stimmabgabe ſteht hiernach für die eigentliche Wahl ein Zeitraum von drei 
Wochen zur Verfügung. Dieſe Zeit reicht aber auch bequem aus. Beiſpiel für die Friſtberechnung: Letzter Tag der Stimm— 
abgabe: 23 Oktober 1928, Aushang des Wahlausſchreibens: 2. Oktober 1928. 
) Beiſpiele für die Friſtberechnung: Erſter Tag des Aushanges: 2. Oktober 1928, 
Ende der Einſpruchsfriſt: 5. Oktober 1928, 
Ende der Liſteneinreichungsfriſt: 9. Oktober 1928. 
4) Die Wahl iſt Friſtwahl und kann an mehreren Tagen ſtattfinden. In Betrieben, in denen ein Teil der Arbeiter 
regelmäßig werktags auswärts arbeitet, aber über den Sonntag im Orte des Betriebs anweſend iſt, ap ge es ſich, die 
Wahl auf mehrere Tage in der Weiſe zu verlegen, daß darunter ein Sonntag iſt. 


8 4. 
Entſcheidung von Einſprüchen gegen die Wählerliſte. 

Über Einſprüche gegen die Wählerliſte (88 2, 3 Abſ. 2) iſt vom Wahlvorſtand mit tunlicher Be⸗ 
ſchleunigung zu entſcheiden. Wird der Einſpruch für begründet erachtet, ſo iſt die Wählerliſte entſprechend 
zu berichtigen. Die Entſcheidung iſt dem Beſchwerdeführer vor dem Beginne der für die Stimmabgabe 
geſetzten Friſt (§ 10 Abſ. 1) mitzuteilen; fie kann nur mit einer Anfechtung der Wahl im ganzen an⸗ 
gefochten werden. 98 


Vorſchlagsliſten.) Liſten vertreter. 


Jede Vorſchlagsliſte ſoll wenigſtens doppelt ſo viel wählbare Bewerber nennen, wie von der in 
Betracht kommenden Arbeitnehmergruppe (Arbeiter, Angeſtellte) Arbeitnehmerausſchußmitglieder und Er— 
gänzungsmitglieder zu wählen ſind. Hierbei ſollen die verſchiedenen Berufsgruppen der im Betriebe 
beſchäftigten männlichen und weiblichen Arbeitnehmer nach Möglichkeit berückſichtigt werden. Die einzelnen 
Bewerber ſind unter fortlaufender Nummer oder in ſonſt erkennbarer Reihenfolge aufzuführen und nach 
Familien⸗ und Vor⸗(Ruf⸗ namen, Beruf und Wohnort zu bezeichnen. Ihre ſchriftliche Zuſtimmung zur 
Aufnahme in die Liſte iſt beizufügen. 

Die Vorſchlagsliſten müſſen von mindeſtens drei Wahlberechtigten unterſchrieben ſein. Iſt nicht 
einer der Unterzeichner ausdrücklich als Vertreter der Vorſchlagsliſte bezeichnet, ſo kann jeder Unterzeichner 
als Liftenvertreier angeſehen werden. Der Liſtenvertreter iſt berechtigt und verpflichtet, dem Vorſitzenden 
des Wahlvorſtandes die zur Beſeitigung von Anſtänden erforderlichen Erklärungen abzugeben. Unter— 
zeichnet ein Wähler mehr als eine Vorſchlagsliſte, ſo wird ſein Name nur auf der zuerſt eingereichten 
Vorſchlagsliſte gezählt und auf den übrigen Liſten geſtrichen. Sind mehrere Vorſchlagsliſten, die von 
demſelben Wahlberechtigten unterzeichnet ſind, gleichzeitig eingereicht, ſo gilt die Unterſchrift auf derjenigen 
Liſte, welche der Unterzeichner binnen einer ihm geſetzten Friſt von höchſtens zwei Tagen beſtimmt. 
Unterläßt dies der Unterzeichner, ſo entſcheidet das Los. Weiſt eine Vorſchlagsliſte infolge der Streichung 
nicht mehr die vorgeſchriebene Zahl von Unterſchriften auf, ſo iſt dem Liſtenvertreter die Beſchaffung der 
fehlenden Unterſchriften binnen einer ihm zu ſetzenden Friſt anheimzugeben. Sind alle Unterſchriften 
geſtrichen, fo iſt die Vorſchlagsliſte ungültig ($ 7 Abſ. 1). 

Eine Verbindung von Vorſchlagsliſten iſt unzuläſſig. 


1) Ein Muſter für die Vorſchlagsliſte iſt im Anhang unter Nr. 3 abgedruckt. 
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86. 
Bezeichnung und Prüfung der Vorſchlagsliſten. 

Der Wahlvorſtand hat die eingereichten Vorſchlagsliſten nach der Reihenfolge ihres Eingangs mit 
Ordnungsnummern und Namen) zu verſehen, ſie zu prüfen und, ſoweit die Liſten nicht ungültig ſind 
(S 7 Abſ. 1 Satz 1), Anſtände umgehend dem Liſtenvertreter (§S 5 Abſ. 2 Satz 2 und 3) mitzuteilen. 
Zur Beſeitigung der Anſtände iſt eine Friſt zu ſetzen. Späteſtens drei Tage vor dem Beginne der für 
die Stimmabgabe geſetzten Frijt?) find die zugelaſſenen Vorſchlagsliſten in geeigneter Weiſe zur Einſicht 
der Beteiligten auszulegen oder auszuhängen. Solange dies nicht geſchehen iſt, kann eine Vorſchlagsliſte 
durch eine von allen Unterzeichnern der Liſte unterſchriebene Erklärung zurückgenommen werden. 

Wird eine Zuſtimmungserklärung trotz Beanſtandung (Abſ. 1 Satz 1, 2) ſeitens des Wahlvorſtandes 
nicht oder nicht rechtzeitig vorgelegt, ſo wird der Name des betreffenden Bewerbers auf der Liſte geſtrichen. 


1) In der Regel iſt der erſte Name in der Lifte zu verwenden. Wo dieſer mit dem Namen einer anderen Lifte über⸗ 
einſtimmt, ſind ein oder mehrere jeden Zweifel ausſchließende Namen zu verwenden. 
2) Beiſpiel für die Friſtberechnung: Erſter Tag der Stimmabgabe: 21. A 1928, Auslegung der Vorſchlagsliſten 
ſpäteſtens 18. Oktober 1928 früh mit Betriebsbeginn. 
8 7. 


f 8 Ungültige Vorſchlagsliſten. 

Die Vorſchlagsliſten ſind ungültig, wenn ſie verſpätet eingereicht werden, oder wenn ſie nicht die 
erforderliche Zahl von Unterſchriften tragen. Ungültig ſind auch Vorſchlagsliſten, auf denen die Bewerber 
nicht in erkennbarer Reihenfolge ($ 5 Abſ. 1 Satz 3) aufgeführt find, wenn der Mangel nicht rechtzeitig 
($ 6 Satz 2) beſeitigt wird. 

Iſt ein vorgeſchlagener Bewerber nicht in der im $ 5 Abſ. 1 Satz 3 beſtimmten Weiſe bezeichnet, 
und kommt der Liſtenvertreter der Aufforderung des Wahlvorſtandes, die Liſte zu ergänzen, nicht recht- 
zeitig nach (§ 6 Satz 2), jo kann der Name des unvollſtändig Bezeichneten geſtrichen werden. 


„ =. ON 
Fehlen gültiger Vorſchlagsliſten. Wahl ohne Stimmabgabe _ 

Wird für die Wahl der Arbeiter- oder der Angeſtelltenmitglieder keine gültige Vorſchlagsliſte eingereicht, 
ſo hat der Wahlvorſtand dies ſofort bekannt zu machen (§ 3 Abſ. 3) und zur Einreichung von Vorſchlags— 
liſten eine Nachfriſt bis zum Ablauf des auf dieſe Bekanntmachung folgenden Tages zu ſetzen.!) Wird auch 
dann eine gültige Vorſchlagsliſte nicht eingereicht, ſo hat der Wahlvorſtand in derſelben Weiſe, wie dies 
bei dem Wahlausſchreiben geſchehen iſt ($ 3 Abſ. 3), bekannt zu machen, daß eine Stimmabgabe nicht 
ſtattfindet. 

Wird für die Wahl der Arbeiter- oder der Angeſtelltenmitglieder nur eine Vorſchlagsliſte zugelaſſen, 
ſo gelten die in ihr gültig verzeichneten Bewerber in der Reihenfolge der Liſte als gewählt. Abſ. 1 Satz 2 
findet entſprechende Anwendung. ; 


1) Ein Muſter für dieſe Bekanntmachung iſt im Anhang unter Nr. 2 abgedruckt. 


C. Stimmabgabe. 
89. 
Stimmzettel und Wahlumſchläge. 

Der Wähler darf ſeine Stimme nur für eine der zugelaſſenen Vorſchlagsliſten ($ 6) abgeben. Der 
Stimmzettel muß die Ordnungsnummer der zugelaſſenen Vorſchlagsliſten enthalten. An Stelle oder 
neben der Ordnungsnummer können in den Stimmzetteln ein oder mehrere!) Namen der in einer 
zugelaſſenen Vorſchlagsliſte eingetragenen Bewerber aufgeführt werden; Stimmzettel, die unterſchrieben 
ſind, die Namen aus verſchiedenen Vorſchlagsliſten enthalten oder deren Inhalt zweifelhaft iſt, oder die 
eine Verwahrung oder einen Vorbehalt gegenüber allen Bewerbern enthalten oder die mit einem Kenn⸗ 
zeichen verſehen ſind, ſind ungültig. 

Der Wähler hat ſeinen Stimmzettel in einem Wahlumſchlag abzugeben. Die Wahlumſchläge ſind 
vom Arbeitgeber zu beſchaffen und mit der Auffchrift oder dem Vordruck zu verſehen: „Wahl zum 
Arbeitnehmerausſchuß für (Bezeichnung des Betriebs)“. Die Wahlumſchläge ſind den Wahlberechtigten 
nach näherer Beſtimmung des Wahlvorſtandes zur Verfügung zu ſtellen. 

Befinden ſich in einem Wahlumſchlage mehrere Stimmzettel, ſo werden ſie, wenn ſie vollſtändig 
übereinſtimmen, nur einfach gezählt, andernfalls als ungültig angeſehen. 

) Enthält ein Stimmzettel nur Namen, die auf mehreren Vorſchlagsliſten wiederkehren, jo läßt ſich nicht erkennen, 
für welche Liſte der Stimmzettel abgegeben iſt, der Stimmzettel wäre daher ungültig. 
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$ 10. 
Abgabe der Stimmzettel) 

Der Wähler hat den ſeinen Stimmzettel enthaltenden Wahlumſchlag verſchloſſen oder Pa an 
einem der für die Stimmabgabe feſtgeſetzten Tage bei der von dem Wahlvorſtande bezeichneten Stelle 
unter Nennung ſeines Namens abzugeben. 

Die mit der Entgegennahme der Wahlumſchläge und Stimmzettel betraute Perſon hat den Wahl⸗ 
umſchlag in Gegenwart des Wählers in einen dazu aufgeſtellten Kaſten zu ſtecken und die Stimmabgabe 
in der Wählerliſte zu vermerken. 

Der Stimmzettelkaſten muß vom Wahlvorſtande verſchloſſen und ſo eingerichtet ſein, daß die 
hineingeſchobenen Umſchläge mit den Stimmzetteln nicht herausgenommen werden können, ohne daß der 
Kaſten geöffnet wird. 

Sind Arbeiter- und Angeſtelltenmitglieder zu wählen, jo hat die Abgabe der Stimmzettel getrennt 
für beide Arbeitnehmergruppen zu erfolgen. 

1) Vergl. § 3, Anmerkung 4. 

D. Feſtſtellung des Wahlergebniffes. 
8 11. 
Im allgemeinen. 

Das Wahlergebnis wird durch den Wahlvorſtand ſpäteſtens am dritten Tage nach dem Abſchluß 
der Stimmabgabe feſtgeſtellt. 

g 12. 


Berechnung der jeder Vorſchlagsliſte zugefallenen Stimmenzahl. 


Nach Offnung des Stimmzettelkaſtens oder der mehreren Käſten durch den Wahlvorſtand werden 
die Stimmzettel aus den Wahlumſchlägen entnommen und die auf jede Vorſchlagsliſte entfallenen 
Stimmen zuſammengezählt. Dabei iſt die Gültigkeit der Stimmzettel zu prüfen. 


8 13. 
Verteilung der Mitgliederſtellen auf die Vorſchlagsliſten. 


Die den einzelnen Vorſchlagsliſten zugefallenen Stimmenzahlen (§ 12) werden in einer Reihe 
nebeneinandergeſtellt und ſämtlich durch 1, 2, 3, 4 uſw. geteilt. Die ermittelten Teilzahlen find nach⸗ 
einander reihenweiſe unter den Zahlen der erſten Reihe aufzuführen. Die Teilung iſt fortzuführen, bis 
anzunehmen iſt, daß höhere Zahlen als aus den früheren Reihen für die Zuweiſung von Sitzen in 
Betracht kommen, nicht mehr entſtehen. 

Unter den ſo gefundenen Zahlen werden ſo viele Höchſtzahlen ausgeſondert und der Größe nach 
geordnet, als Arbeitnehmerausſchuß-⸗ und Ergänzungsmitglieder zu wählen find. Jede Vorſchlagsliſte 
erhält jo viele Mitgliederſitze zugeteilt, als Höchſtzahlen auf fie entfallen. Wenn eine Höchſtzahl auf 
mehrere Vorſchlagsliſten zugleich entfällt, ſo entſcheidet das Los darüber, welcher dieſer Vorſchlagsliſten 
die nächſte Stelle zukommt. 

Wenn eine Vorſchlagsliſte weniger Bewerber enthält, als Höchſtzahlen auf ſie entfallen, ſo gehen 
die überſchüſſigen Stellen auf die Höchſtzahlen der anderen Vorſchlagsliſten über. 


8 14. 


Verteilung der Bewerber innerhalb der Vorſchlagsliſten. 


Die Reihenfolge der Bewerber innerhalb der einzelnen Vorſchlagsliſten beſtimmt ſich nach der 
Reihenfolge ihrer Benennung. Würde eine Perſon wegen ihrer Benennung auf mehreren Vorſchlagsliſten 
mehrfach gewählt fein, jo gilt fie als gewählt auf Grund der Liſte, auf der ihr die größte Höchſtzahl 
zufällt; bei gleichen Höchſtzahlen entſcheidet das Los. Bei den anderen Liſten tritt an Stelle des bereits 
als gewählt geltenden Bewerbers der nächſtbenannte Bewerber. 


8 15. 
Erſatzmitglieder. 


Als Erſatzmitglieder der gewählten Mitglieder gelten die auf den einzelnen Vorſchlagsliſten jeweilig 
den Gewählten folgenden Bewerber mit der Maßgabe, daß die derſelben Liſte angehörenden Ergänzungs⸗ 
mitglieder zugleich für den Arbeitnehmerausſchuß die erſten Erſatzmitglieder ſind. 
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§ 16. 
Niederſchrift des Wahlvorſtandes. 

Soweit eine Stimmabgabe nach den 88 9, 10 ſtattgefunden hat, ſtellt der Wahlvorſtand in einer 
Niederſchrift die Geſamtzahl der ſeitens jeder Arbeitnehmergruppe abgegebenen gültigen Stimmen, die 
jeder Liſte zugefallene Stimmenzahl, die berechneten Höchſtzahlen, deren Verteilung auf die Liſten, die 
Zahl der für ungültig erklärten Stimmen und die Namen der von jeder Arbeitnehmergruppe gewählten 
Arbeitnehmerausſchußmitglieder und Ergänzungsmitglieder feſt ). 

Entſprechend iſt zu verfahren, wenn die Wahl nach § 8 Abſ. 2 Satz 1 ohne Stimmabgabe ſtatt⸗ 
gefunden hat. 

Die Niederſchrift iſt vom Wahlvorſtande zu unterſchreiben. 


a Ein Muſter für die Niederſchrift ſowie Beiſpiele für die Ermittlung des Wahlergebniſſes find im Anhang unter 
Nr. 4 abgedruckt. 
§ 17. 


Mitteilung an die Gewählten.) 

Der Wahlvorſtand benachrichtigt die gewählten Arbeitnehmerausſchußmitglieder und Ergänzungs⸗ 
mitglieder ſchriftlich von der auf ſie entfallenen Wahl. Erklärt der RR nicht binnen einer Woche, 
daß er die Wahl ablehne, jo gilt die Wahl als angenommen. 

Lehnt ein Gewählter die Wahl ab, ſo gilt an ſeiner Stelle der in der gleichen Vorſchlagsliſte nach 
ihm vorgeſchlagene noch nicht Gewählte als gewählt. 


1) Ein Muſter für die Mitteilung iſt im Anhang unter Nr. 6 abgedruckt. 


8 18. 
Bekanntmachung des Wahlergebniffes.?) 
Sobald die Namen der Gewählten endgültig feſtſtehen, hat der Wahlvorſtand ſie durch zweiwöchigen 
Aushang an derſelben Stelle, an welcher das Wahlausſchreiben angeheftet geweſen iſt, bekanntzumachen. 


2) Ein Mufter für dieſe Bekanntmachung iſt im Anhang unter Nr. 7 abgedruckt. 


E. Anfechtung und Ungültigkeit der Wahl. 
8 19. 
Im allgemeinen. 
Die Gültigkeit der Wahlen kann während der Dauer des Aushanges (8 18) angefochten werden. 
Anfechtungen find gemäß $ 93 des Geſetzes bei dem Schlichtungsausſchuß anzubringen. 
Entſcheidungen des Wahlvorſtandes können nur mit einer Anfechtung der Wahl im ganzen an— 
gefochten werden. 
Iſt die ganze Wahl ungültig, ſo iſt alsbald ein neues Wahlverfahren einzuleiten. 
8 20. 
Ungültigkeit der Wahl. 
Die Wahl iſt ungültig, wenn gegen weſentliche Vorſchriften über das Wahlverfahren verſtoßen und 
weder eine nachträgliche Ergänzung möglich noch nachgewieſen iſt, daß durch den Verſtoß das Wahl⸗ 
ergebnis nicht verändert werden konnte. 


l 
Ungültige Wahl einer Perſon. 

Ungültig iſt die Wahl einer Perſon, die zur Zeit der Wahl nicht wählbar war und auch die 
Wählbarkeit nicht inzwiſchen erlangt hat. 

Ungültig iſt die Wahl einer Perſon, von der oder zu deren Gunſten von Dritten die Wahl rechts⸗ 
widrig (zu vergleichen insbeſondere SS 107 bis 109, 240, 339 des Reichsſtrafgeſetzbuchs) oder durch 
Gewährung oder Verſprechung von Geſchenken beeinflußt worden iſt, es ſei denn, daß dadurch das Wahl- 
ergebnis nicht verändert werden konnte. 

§ 17 Abſ. 2 gilt entſprechend. 

F. Schlußbeſtimmung. 
8 22. 
Aufbewahrung der Wahlakten. Koſten. | 

Die Wahlakten werden von den Arbeitnehmerausſchußmitgliedern und bis zur Beendigung ihrer 
Amtsdauer aufbewahrt. 

Die ſächlichen Koſten (Beſchaffung der Wahlordnung, der Wahlumſchläge, der erforderlichen 
Stimmzettelkäſten uſw.) trägt der Betriebsunternehmer. 
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6. Sonderbeſtimmungen für Dei Fall der Wahl des Arbeitnehmerausſchuſſes in N 


Wahl aller Arbeitnehmer. 
($ 19 des Geſetzes) ). 
§ 23. 
Allgemeine Beſtimmung. 
Die 88 1 bis 22 finden entſprechende Anwendung, ſoweit ſich nicht aus den folgenden ae 
Abweichungen ergeben. 


1) Ein Muſter für die Niederſchrift ſowie Beiſpiele für die Berechnung des Wahlergebniſſes in dieſem Falle ſind im 
Anhang unter Nr. 5 abgedruckt. 
8 24. 


Bildung des Arbeitnehmerausſchuſſes. 
Der Arbeitnehmerausſchuß wird in der Weiſe gewählt, daß die Arbeiter und Angeſtellten die 
Mitglieder des Arbeitnehmerausſchuſſes und die Erſatzmitglieder in gemeinſamer Wahl wählen. 
f 8 25. 
Wahlausſchreiben. 
Im Wahlausſchreiben ($ 3) iſt auch hier die Zahl der zu wählenden Arbeitnehmerausſchußmitglieder 


und Ergänzungsmitglieder getrennt nach den Gruppen der Arbeiter und Angeſtellten zu veröffentlichen. 


$ 26. 
Vorſchlagsliſten. 


Bei der Aufſtellung der Vorſchlagsliſten ($ 5) iſt zu beachten, daß jede Arbeitnehmergruppe im 
Arbeitnehmerausſchuß gemäß SS 15, 16 des Geſetzes vertreten fein muß. 


8 27. 
Verteilung der Mitgliederſtellen. 

Auf die Vorſchlagsliſten werden zunächſt die Arbeiterſitze nebſt Ergänzungsmitgliedern, ſodann in 
geſonderter Rechnung die Angeſtelltenſitze nebſt Ergänzungsmitgliedern verteilt. Jede Vorſchlagsliſte 
erhält ſo viel Mitgliederſitze von jeder Arbeitnehmergruppe zugeteilt, als bei der geſonderten Berechnung 
Höchſtzahlen auf ſie entfallen. 

f § 28. 
Verteilung der Bewerber innerhalb der einzelnen Vorſchlagsliſten. 

Bei Verteilung der Arbeiterſitze ſind nur die der Arbeitergruppe, bei der Verteilung der Angeſtellten⸗ 
ſitze nur die der Angeſtelltengruppe der einzelnen Liſte zugehörigen Bewerber zu berüdfichtigen ($ 14 
der Wahlordnung). 

II. Die Wahl des Geſamtausſchuſſes. 
($ 54 des Geſetzes.) 
§ 29. 
Leitung der Wahl. Friſtberechnung. 

Der Geſamtausſchuß wird in der Weiſe gewählt, daß alle Arbeitermitglieder und alle Angeſtellten⸗ 

mitglieder der einzelnen Arbeitnehmerausſchüſſe zwecks Wahl ihrer Vertreter für den Geſamtausſchuß je 


einen Wahlkörper bilden. 
Die Leitung der Wahl in jedem Wahlkörper liegt in der Hand des Wahlvorſtandes (8 54 des 


Geſetzes). 
§ 1 Abſ. 4 der Wahlordnung findet entfprecende Anwendung. 
8 30. 
Wahlausſchreiben. 


Ort und Zeit der Wahl ſind innerhalb jedes Wahlkörpers, etwa 20 Tage vor der Wahl, allen 
Wahlberechtigten ſchriftlich mitzuteilen. Die Mitteilung muß die Zahl der zu wählenden Mitglieder 
angeben ſowie zur Einreichung von Vorſchlagsliſten mit dem Hinweis darauf auffordern, daß nur ſolche 
Vorſchlagsliſten berückſichtigt werden, die bis zu einem beſtimmten, etwa eine Woche nach dem Abſendungs⸗ 
tage des Wahlausſchreibens liegenden Tage, bei dem Vorſitzenden des Wahlvorſtandes eingereicht werden 
und daß die Stimmabgabe an dieſe Vorſchlagsliſten gebunden iſt. Das Wahlausſchreiben muß die 
Adreſſe des Vorſitzenden des Wahlvorſtandes enthalten. 


. . —— —— ————— nn 


Vorſchlagsliſten. 


Die 8$ 5 bis 8 der Wahlordnung finden entſprechende Anwendung, jedoch 
§ 5 mit der Maßgabe, daß nur die einfache Zahl von Ae d zu Aa iſt 
und zwei Unterſchriften unter den Vorſchlagsliſten genügen, 


§ 6 mit der Maßgabe, daß an die Stelle der Auslegung die ſchriftliche Mitteilung der Vorſchlags⸗ 
liſten an die Wahlberechtigten tritt. Der Mitteilung iſt der Wahlumſchlag beizufügen. 


8 32. 
Durchführung der Wahl. 


Die 88 9 bis 14, 16 bis 22 finden entſprechende Anwendung. 

Für die Wahl iſt ein Zeitpunkt feſtzuſetzen. Zur Abſtimmung berechtigt ſind alle Wähler, die ſich 
bis zum Abſchluß der Stimmabgabe eingefunden haben. 

Erſatzmitglieder (8 15 der Wahlordnung) werden nicht gewählt. 

Im Wahltermin kann jede Vorſchlagsliſte durch ihre Unterzeichner zurückgenommen werden, wenn 
feiner der im Wahltermin erſchienenen Wähler widerſpricht, und es können nene Vorſchlagsliſten auf 
geſtellt und zurückgenommen werden. Auch über die neuaufgeſtellten eee kann abgeſtimmt 
werden. f 


III. Die Wahl des Betriebsausſchuſſes. 
(S 27 des Geſetzes.) 
8 33. 

Die Wahl des Betriebsausſchuſſes findet in der zu dieſem Zweck zuſammenberufenen Arbeitnehmer⸗ 
ausſchußſitzung (8 29 des Geſetzes) unter der Leitung des älteſten Arbeitnehmerausſchußmitgliedes ſtatt. 
Dieſer hat in der Sitzung zur Einreichung von Vorſchlagsliſten mit dem Hinweis darauf aufzufordern, 
daß die Stimmabgabe an die Vorſchlagsliſten gebunden iſt. 


Es genügen zwei Unterſchriften unter den Vorſchlagsliſten. Eingereichte Vorſchlagsliſten können 
von den Unterzeichnern wieder zurückgenommen werden. 


Die Wahl iſt öffentlich. 

Die Verteilung der Gewählten auf die Vorſchlagsliſten findet nach 88 13, 14 der Wahl⸗ 
ordnung ſtatt. 

Die 88 19, 20, 21 Ab. 1 und 2 finden entſprechende Anwendung; die Friſt zur Anfechtung läuft 
von der Wahl ab. f 

IV. Die Wahl des Betriebsobmanns. 
(8 58 des Geſetzes.) 
§ 84. 

Der Betriebsobmann wird unter der Leitung des älteſten Arbeitnehmers des Betriebs als Wahl- 
leiter in geheimer Wahl nach dem Grundſatz der Mehrheit gewählt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet 
das Los. 


SS 19, 20, 21 Abſ. 1 und 2 finden entſprechende Anwendung. Die Friſt zur Anfechtung läuft 


von der Wahl ab. 
Sind zwei Betriebsobleute zu wählen, ſo iſt Wahlleiter je der älteſte Arbeitnehmer der betreffenden 
Gruppe. 
Danzig, den 18. September 1928. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Gehl. Arczynski. 
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a Anhang. 
Inwieweit der Wahlvorſtand von den folgenden Muſtern Gebrauch machen will, bleibt ihm überlaſſen. 
1. Muſter zum Wahlausſchreiben ($ 3 der Wahlordnung). 
eee ae tr 
Abgenommen oom „„ 


Wahlausſchreiben 
für die Wahl des Arbeitnehmerausſchuſſes (Arbeiterausſchuſſes und Angeſtelltenausſchuſſes) 
für (Bezeichnung des Betriebs). 

Gemäß $ 1 des Geſetzes betreffend Errichtung von Arbeitnehmerausſchüſſen vom 31. 8. 1928 find 
von den über 20 Jahre alten im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindlichen männlichen und weib— 
lichen Arbeitern und Angeſtellten des Betriebs zuſammen .. .. Arbeitnehmerausſchußmitglieder zu 
wählen; hiervon entfallen auf die Arbeiter .. . . Mitglieder, auf die Angeſtellten . . . . Mitglieder. 

Zwecks Bildung des Arbeiterausſchuſſes treten zu den Arbeitermitgliedern des Arbeitnehmer- 
ausſchuſſes . . .. Ergänzungsmitglieder, zwecks Bildung des Angeſtelltenausſchuſſes treten zu den 
Angeſtelltenmitgliedern des Arbeitnehmerausſchuſſes .. .. Ergänzungsmitglieder hinzu. 

Wählbar find unter den Vorausſetzungen der §8 20, 21 des Geſetzes alle Wahlberechtigten, die das 
25. Lebensjahr vollendet haben und die Danziger Staatsangehörigkeit beſitzen. Gemäß § 3 Abſ. 1 der 
Wahlordnung werden die Wahlberechtigten aufgefordert, bis zmemn Vorſchlagsliſten 
für jede der beiden Gruppen von Arbeitnehmerausſchußmitgliedern (Arbeiter und Angeſtellte) bei dem | 
unterzeichneten Vorſitzenden des Wahlvorſtande s. eee (Ort), 

W (Straße) einzureichen. Vorſchlagsliſten, die ſpäter eingehen oder die nicht von 
mindeſtens 3 Wahlberechtigten unterzeichnet ſind, ſind ungültig. 

Jede Vorſchlagsliſte ſoll mindeſtens doppelt ſoviel wählbare Bewerber benennen, wie Arbeitnehmer⸗ 
ausſchußmitglieder und Ergänzungsmitglieder zu wählen find. Die einzelnen Bewerber find unter fort- 
laufender Nummer oder in ſonſt erkennbarer Reihenfolge aufzuführen und nach Familien- und 
Vor⸗(Ruf⸗)namen, Beruf und Wohnort zu bezeichnen. 

Die zugelaſſenen Vorſchlagsliſten werden vooã:mnm ue täglich von 
„ bis. Uhr in . zur Einſicht der Wähler ausliegen. 


Die Wählerliſte liegt 1 e ee täglich von bis 
e Uhr in zur Einſicht aus. Einſprüche gegen die Wählerliſte find 
zur Vermeidung des Ausſchluſſes ſpäteſtens am ....... bei dem unterzeichneten Vorſitzenden 
des Wahlvorſtandes anzubringen. 


Die Stimmabgabe über die zugelaſſenen Vorſchlagsliſten findet an den Tagen von 
iar FF ſtatt. Jeder Wahlberechtigte darf nur für eine der 
zugelaſſenen Vorſchlagsliſten ſtimmen. Der Wähler, der von ſeinem Wahlrecht Gebrauch machen will, 
hat ſeinen Stimmzettel an einem der oben bezeichneten Tage während der Zeit von bis 
ER Uhr in einem Wahlumſchlag abzugeben, den er ) .. . . erhält. 

Ein Abdruck der Wahlordnung liegt bis zum Schluſſe der Stimmabgabe täglich von . . . bis . . . Uhr 
TT zur Einſicht aus. 

RE A NEE depp; „ 


ener eee / . 


Vorſitzender. 1. und 2. Beiſitzer. 
1) Z. B. an den Auslegungsſtellen der Vorſchlagsliſten während der Zeit ihrer Auslegung. 
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2. Muſter für die „ nach $ 8 Abſ. 1 Satz 1 der Wahlordnung. 

. Ausgehängt am 
* Abgenommen am 
Nachfriſt 

0 für die Einreichung von Vorſchlagsliſten zur Wahl des Arbeitnehmerausſchuſſes (Arbeiterausſchuſſes und 
7 N enn VVↄꝓæ5!T. TR Pay ar (Bezeichnung des Betriebs). 
7 Durch Wahlausſchreiben vom ·:t . 2:2 2. 2 2220. find die Wahlberechtigten aufgefordert 
1 worden, für die Wahl des Arbeitnehmerausſchuſſes (Arbeiterausſchuſſes und Angeſtelltenausſchuſſes) bis 
* CC§ÜPVVCC ER ar ale Vorſchlagsliſten bei dem unterzeichneten Vorſitzenden des Wahl⸗ 
2 vorſtandes einzureichen. 


197 
Da eine gültige Vorſchlagsliſte bis zu dem oben angegebenen Tage nicht eingegangen iſt, wird die 
Friſt zur Einreichung von Vorſchlagsliſten gemäß § 8 Abſ. 1 Satz 1 der Wahlordnung bis zum Ablauf 
. 1 verlängert. 


Der Wahlvorſtand. 


Vorſitzender. 1. und 2. Beiſitzer. 


3. Muſter zur Vorſchlagsliſte ($ 5 der Wahlordnung). 
Vorſchlagsliſte. 
Als Arbeitnehmerausſchußmitglieder und Ergänzungsmitglieder fütrrrrun 22 nen 
(Bezeichnung des Betriebs), ſeitens der Arbeiter, Angeſtellten !) werden vorgeſchlagen: 


* t 
Familien⸗ ’ Br Wohnor 
Lfd. Nr. und Vor⸗ Ruf)name Beruf (bei größeren 5 und Haus⸗ 
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C ᷣͤ ͤ——. Sie Liſtenvertreter 
1) Das Unzutreffende iſt durchzuſtreichen. 


4. Muſter zur Berechnung des Wahlergebniſſes und für die Niederſchrift (§ 16 Abſ. 1 und 3 
der Wahlordnung). 


C C0 ( ( 
Von dem unterzeichneten Wahlvorſtande für die Wahl des Arbeitnehmerausſchuſſes (Arbeiter⸗ 
ausſchuſſes und Angeſtelltenausſchuſſes) füurr rr (Bezeichnung des Betriebs) 


wurde heute nach Offnung des Stimmzettelkaſtens (der Stimmzettelkäſten) auf Grund der aus den 
Wahlumſchlägen entnommenen Stimmzettel folgendes feſtgeſtellt: 


Es ſind für die Arbeitergruppe (Angeſtelltengruppe) ) insgeſamt 240 gültige Stimmzettel abgegeben 


worden. 20 Stimmzettel wurden für ungültig erklärt. Von den 240 gültigen Stimmzetteln ſind 120 
auf Lifte I, 80 auf Lifte II, 40 auf Lifte III entfallen. Zu wählen find: 6 Arbeitnehmerausſchuß⸗ 
mitglieder und 1 Ergänzungsmitglied ). Als Bewerber find benannt auf 


Liſte I Liſte II Liſte III 
LA 1.L 1. R 
2. B 2. M 2. S 
3. C 3. N 3. 1 
4. D 4. 0 4. U 
5. E 5. P 5. V 
6. F 6. Q 6. W 
7 uſw. uſw. 
8. H 
9. J 

10. K 


) Unzutreffendes iſt zu durchſtreichen. Iſt nur eine Arbeitnehmergruppe vorhanden, fo iſt eine entſprechende Anderung 
geboten. — Sind beide Arbeitnehmergruppen vorhanden, ſo iſt für die Berechnung je ein Formular für jede Gruppe 
zu benutzen. 

2) Dies iſt möglich, z. B. wenn vorhanden find 280 Arbeitnehmer, darunter 25 Angeſtellte, der Reſt Arbeiter. Dann 
beſteht der —— aus 7 Mitgliedern, darunter 6 Arbeitern, der Arbeiterausſchuß aus 7 Mitgliedern. Es 
iſt alſo für den Arbeiterausſchuß ein Ergänzungsmitglied zu wählen. 


Die auf die einzelnen Liſten entfallenen Stimmzahlen werden durch 1, 2, 3, 4 uſw. geteilt ). 
Das Ergebnis zeigt folgende Tafel. In ihr ſind die für die Stellenverteilung in Betracht kommenden 
7 Höchſtzahlen mit den rechtsſtehenden, ihre Reihenfolge bezeichnenden Ziffern verſehen. f 


Liſte I Liſte II Liſte III 
1. 120 1 80 2 40 4 
2 60 3 40 6 20 
8. 40 5 26¼ 13½ 
. 20 10 


Die Reihenfolge der auf allen Vorſchlagsliſten vorhandenen Höchſtzahl 40 iſt durch das Los 
(vgl. $ 13 Abſ. 2 Satz 3 der Wahlordnung) beſtimmt worden. Zu dieſem Zwecke find gleiche Zettel 
mit den Aufſchriften I, II, III geſchnitten, vermengt und dann verdeckt gezogen worden. Bei Ausloſung 
der Reihenfolge der Höchſtzahl 40 wurde zuerſt der Zettel mit der Zahl III, dann mit der Zahl 1 
und ſchließlich der mit der Zahl II gezogen?). Hiernach find gewählt: 

aus Liſte I: 3 Arbeitnehmerausſchußmitglieder (A, B, C) und das Ergänzungsmitglied für 

den Arbeiterausſchuß (D), 
„ „ II: 2 Arbeitnehmerausſchußmitglieder (L, M), 
„ „ III: 1 Arbeitnehmerausſchußmitglied (R). 
Die auf die gewählten Mitglieder jeder Liſte folgenden Bewerber treten der Reihenfolge nach als 


5 Ri 5 Erſatzmitglieder für die auf ihrer Liſte jetzt oder ſpäter ausfallenden Mitglieder ein. | 
ar a N 19 . 
Der Wahlvorſtand. 
| 77 Vrosrſtzeender. 1. und 2. Beiſitzer. 
5 a ö 5 5 Die Teilung iſt fortzusetzen, bis anzunehmen iſt, daß höhere Zahlen, als aus den früheren Reihen für die Stellen- 


verteilung in Betracht kommen, nicht mehr entſtehen. 


5 2) Die an 2. und 3. Stelle ausgeloſte Lifte fällt mit der auf mehrere Liſten entfallenen gleichen Höchſtzahl nicht ohne 
* weiteres aus, ſondern tritt nur hinter die zuvor ausgeloſte Liſte. Dies iſt hier der Fall, wo alle 3 Höchſtzahlen 40 unter 
Br; die Zahl der zu wählenden Perſonen fallen. Die ſpäter ausgeloſte Lifte fällt dann aus, wenn alle Mitgliederſtellen 
* verteilt ſind. 
Kr | 5. Muſter zur Berechnung des Wahlergebniſſes und für die Niederſchrift bei gemeinſamer 
* ; x Wahl des Arbeitnehmerausſchuſſes (SS 23 bis 28 der Wahlordnung). 
5 hi e „e 19 
1 Re Von dem unterzeichneten Wahlvorſtande für die Wahl des Arbeitnehmerausſchuſſes (Arbeiteraus⸗ 
„ ſchuſſes und Angeſtelltenausſchuſſes) für rtr. (Bezeichnung des Betriebs) wurde heute nach 
3 Offnung des Stimmzettelkaſtens auf Grund der aus den Wahlumſchlägen entnommenen Stimmzettel 
En; folgendes feſtgeſtellt: . 
5 Es ſind insgeſamt 260 gültige Stimmzettel abgegeben!) worden. 10 Stimmzettel wurden für 
15 ungültig erklärt. Von den 260 gültigen 5 ſind 130 auf Liſte J, 80 auf Liſte II, 50 auf 
91 Liſte III entfallen. 
DR; m Zu wählen find 7 Arbeitnehmerausſchußmitglieder, davon: 
vor | 6 Arbeitermitglieder und 1 Angeſtelltenmitglied, 
5 1 5 ren für den Arbeiterausſchuß: 
Be 1 Ergänzungsmitglied, 
4 7 für den Angeſtelltenausſchuß: 
1 2 Ergänzungsmitglieder. 
u 
. 1) Dem Beiſpiel liegt folgende Berechnung zugrunde: Der Betrieb hat 280 Arbeitnehmer, davon 25 Angeſtellte und 
Bern; 255 Arbeiter. Der Arbeitnehmerausſchuß zählt daher 7 Mitglieder, darunter einen Angeſtellten. Der Arbeiterausſchuß hat 
1 1 ebenfalls 7 N der Angeftelltenausfhug 3 Mitglieder. ($ 15, 16 des Geſetzes). 


Als Bewerber find benannt auf us, 
a Lioſte II Liſte II 


1. A Angeſtellter, 1. G Arbeiter, 1. N Angeſtellter, 
2. B Arbeiter, 2. H Angeſtellter, 2. O Arbeiter, 
350 1 3. J Arbeiter, 3. P 0 

4. D PR 4. K fi 4.Q M 

5. E 5 5. L E 

6. F Angeſtellter, n. 

uſw. 


Die auf die einzelnen Liſten entfallenden Stimmzahlen werden durch 1, 2, 3, 4 uſw. geteilt. Das 


Ergebnis zeigt folgende Tafel. In ihr ſind die für die Stellenverteilung in Betracht kommenden 
7 Höchſtzahlen mit den rechtsſtehenden, ihre Reihenfolge bezeichnenden Ziffern verſehen. 


Liſte I Liſte II Liſte III 
1. 130 8 8 a 
2. 65 3 23 406 2. 25 
3. 43½ 5 8. % % 3. 16¼ 
4. 3% 7 4. 20 4. 12½ 


Die 6 Arbeitermitglieder des Arbeitnehmerausſchuſſes und das Ergänzungsmitglied für den Arbeiter⸗ 


ausſchuß werden entſprechend den Höchſtzahlen zunächſt auf die Liſten verteilt, ebenſo in geſonderter 
Rechnung das eine Angeſtelltenmitglied des Arbeitnehmerausſchuſſes und bie 2 Ergänzungsmitglieder für 
den Angeſtelltenausſchuß. f 


Es entfallen daher: 
auf Liſte I: 3 Arbeitermitglieder des Arbeitnehmerausſchuſſes und das Ergängungämitätieh 
für den Arbeiterausſchuß, 


„ „ II: 2 Arbeitermitglieder des Arbeitnehmerausſchuſſes, 
„ „ III: 1 Arbeitermitglied des Arbeitnehmerausſchuſſes. 


Es entfallen ferner: 
auf Liſte I das eine Angeſtelltenmitglied des Arbeitnehmerausſchuſſes, 
„ „ II und I je ein e für den „ 


Gewählt ſind mithin: 
als Arbeitermitglieder: 
von Liſte I: die Arbeiter B, C, p, 
„H: die Arbeiter 6, J, 
„ „ III: der Arbeiter O; 
als Angeſtelltenmitglied: 
von Liſte I: der Angeſtellte A. 
Als Ergänzungsmitglied für den Arbeiterausſchuß iſt als der Höchſtzahl nach folgend gewählt: 
von Liſte I der Arbeiter E. 
Als Ergänzungsmitglieder für den Angeſtelltenausſchuß ſind gewählt: 
von Lifte I: der Angeſtellte F, 
„ „ II: der Angeſtellte H. 
Die auf die gewählten Mitglieder jeder Liſte folgenden Bewerber treten der Reihenfolge nach als 


Erſatzmitglieder für die auf ihrer Liſte jetzt oder ſpäter ausfallenden Mitglieder ein. 


eee eee 
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6. Muſter zur Mitteilung an die Gewählten ($ 17 der Wahlordnung). 
7 DEN ie 


Sie find zum Mitglied des Arbeitnehmerausſchuſſes und zugleich des Arbeiterausſchuſſes (Angeftellten- 
ausſchuſſes) zum Ergänzungsmitglied für den Arbeiterausſchuß (Angeſtelltenausſchuß) !) für... 
(Bezeichnung des Betriebs) gewählt. 


Falls Sie nicht binnen einer Woche nach Empfang dieſer Mitteilung dem Unterzeichneten die 
Erklärung einreichen, daß Sie die Wahl ablehnen, gilt die Wahl als angenommen. 


Der Wahlvorſtand. 


1) Unzutreffendes iſt zu durchſtreichen, z. B. „zum Mitglied des Arbeitnehmerausſchuſſes und zugleich des Arbeiter- 
ausſchuſſes“ oder „zum Ergänzungsmitglied für den Angeſtelltenausſchuß“. 


7. Muſter zur Bekanntgabe des Wahlergebniſſes (§ 18 der Wahlordnung). 
Faſſung 1. (Nur eine gültige Vorſchlagsliſte, ſowohl ſeitens der Arbeiter als auch ſeitens der 
Angeſtellten, liegt vor.) 
Ausgehängt mmũüü 3 
Abgenommen am 
Bekanntmachung. 

Für die Wahl des Arbeitnehmerausſchuſſes, des Arbeiterausſchuſſes und des Angeſtelltenausſchuſſes 
C DER HI er (Bezeichnung des Betriebs) iſt von jeder Arbeitnehmergruppe nur je 
eine gültige Vorſchlagsliſte eingereicht worden. Gemäß 8 8 Abſ. 2 Satz 1 der Wahlordnung gelten 
daher als gewählt: 

Als Arbeitnehmerausſchußmitglieder: 


und zwar als Arbeitermitglieder 


FFF I NER WIRORN 
22 A aa ah rer 1a AT ER SDR YET 3970 Sana iR a 
e RER EEE EEE RNETRINUR 

als Angeſtelltenmitglieder 
) E N Ra 
uſw. 


Als Ergänzugsmitglieder: 
für den Arbeiterausſchuß 


ene W ee 


Die Arbeitermitglieder des Arbeitnehmerausſchuſſes bilden mit den Ergänzungsmitgliedern für den 
Arbeiterausſchuß den Arbeiterausſchuß. 


Die Angeſtelltenmitglieder des Arbeitnehmerausſchuſſes bilden mit den Ergänzungsmitgliedern für 
den Angeſtelltenausſchuß den Angeſtelltenausſchuß. 


Als Erſatzmitglieder für die Mitglieder treten die auf der Vorſchlagsliſte jeweilig folgenden 
Bewerber ein. 


Der Wahlvorſtand. 


eee ., eee 


Vorſitzender. 1. und 2. Beiſitzer. 
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Faſſung 2. (Mehrere gültige Vorſchlagsliſten liegen vor.) 


Ausgehängt am 
f Abgenommen am 
Bekanntmachung. 
I. Bei der Wahl des Arbeitnehmerausſchuſſes füütvnu . 2... (Bezeichnung des Betriebs) 


ſind für die Arbeitervertreter 240 gültige Stimmen abgegeben worden. 
Von dieſen Stimmen ſind entfallen auf: 


„ c . 120 Stimmen 
, RER EN PARSE I NR 80 5 
r RER 40 


Zu wählen ſind: 
6 Arbeitnehmerausſchußmitglieder und 
1 Ergänzungsmitglied für den Arbeiterausſchuß. 
5 Es find hiernach gewählt: 
aus Liſte I 3 Arbeitnehmerausſchußmitglieder, nämlich: 


ee u ee a Eee ac N ee 
a ᷣͤ ee 1 Ds DR RES LE Pr 
EFE)ꝓT́ß'E:!é! PÜRSERREND G6» EEE EEE LLC 
aus Liſte II 2 Arbeitnehmerausſchußmitglieder, nämlich: 
FF „ ( 
R naWlww Fear En 
aus Lifte III 1 Arbeitnehmerausſchußmitglied, nämlich: 
EXP IN esse emretketh 


Ferner iſt gewählt: 
aus Liſte I 1 Ergänzungsmitglied, nämlich: 


Die 6 Arbeitermitglieder des Arbeitnehmerausſchuſſes und das Ergänzungsmitglied bilden zuſammen 
den Arbeiterausſchuß. 

II. Bei der Wahl des Arbeitnehmerausſchuſſes fünt: nn (Bezeichnung des 
Betriebs) ſind für die Angeſtelltenvertreter 30 gültige Stimmen abgegeben worden. 

Von dieſen Stimmen entfallen auf: 

(wie zu I). 

III. Die Arbeitnehmerausſchußmitglieder zu I und II bilden zuſammen den Arbeitnehmerausſchuß 

CCC (Bezeichnung des Betriebs). 


uſw. 
IV. Als Erſatzmitglieder für die Mitglieder treten die auf der Vorſchlagsliſte jeweilig folgenden 
Bewerber ein. 


r e .,. f ne 


Vorſitzender. 1. und 2. Beiſitzer. 


— r nne FD . . R 
F LER RT ET TEEN, ran ä * N 88 N N a 2 5 } . 
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1 * 56 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
1 5 Geſetz 


über die Dienſtverhältniſſe der mit der Wahrnehmung der Geſchäfte eines Urkundsbeamten der 
Geſchäftsſtelle betrauten Beamten. Vom 17. 9. 1928. 


ö 5.17 

| Zur Wahrnehmung aller Geſchäfte eines Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle iſt berufen, wer 

1 1. einen mindeſtens 3 jährigen Vorbereitungsdienſt abgeleiſtet und 

W . 2. durch eine ſchriftliche und mündliche Prüfung dargetan hat, daß er die für die Wahrnehmung 
jr a der Geſchäfte eines Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle und zur Erfüllung aller Aufgaben in 


der Geſchäftsſtelle notwendigen Kenntniſſe und die dazu erforderliche praktiſche Gewandtheit 
beſitzt (Beamter des ſchwierigen Bürodienſtes). 
Unter welchen Vorausſetzungen Perſonen, welche die erſte juriſtiſche Prüfung beſtanden haben, die 
Befugnis nach Abſatz 1 erlangen können, beſtimmt der Senat. 
Die im Abſatz 1 genannten Beamten werden auf Lebenszeit planmäßig angeſtellt. 


Wer 8 2. 


1. einen mindeſtens einjährigen Vorbereitungsdienſt abgeleiſtet und 
2. durch eine ſchriftliche und mündliche Prüfung dargetan hat, daß er die zur Erfüllung der 
einfacheren Aufgaben in der Geſchäftsſtelle notwendigen Kenntniſſe und die dazu erforderliche 
praktiſche Gewandtheit beſitzt (Beamter des einfacheren Bürodienſtes), kann 
a) in allen Fällen als Protokollführer wirken, in denen die Zuziehung eines Urkunds⸗ 
beamten der Geſchäftsſtelle vom Geſetze vorgeſchrieben oder zugelaſſen iſt; 
b) im übrigen diejenigen einfacheren Obliegenheiten eines Urkundsbeamten der Geſchäfts⸗ 
ſtelle wahrnehmen, die der Senat beſtimmt. 
Die im Abſatz 1 genannten Beamten werden auf Lebenszeit ar angeſtellt. 


1 Die Vorſchriften über die einſtweilige Wahrnehmung der Geſchäfte eines Urkundsbeamten der Ge | 
5 4 Er ſchäftsſtelle erläßt der Senat. 94 | 
* Den im 8 1 Abſ. 1 genannten Beamten ſteht gleich, wer die im § 1 Abſ. 1 des Geſetzes vom | 
wer 3. März 1879 — Gef. S. S. 99 — vorgeſchriebene Prüfung beſtanden hat oder wer nach § 1 Abj. 2 
1 daſelbſt beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes ohne Prüfung zum Juſtizoberſekretär (Gerichtsſchreiber) ernannt 
1 werden konnte. 
3 | 95. ; | 

Ra Den im $ 2 genannten Beamten ſteht gleich, wer nad) § 4 Ziffer 1 des Geſetzes vom 3. März 1879 
1 — Geſ. S. S. 99 — in der Faſſung der Allgemeinen Verfügung vom 8. Mai 1922 — Nr. 16/22 — 
1 zum Regiſtraturaſſiſtenten ernannt iſt. a . 
1 Unter welchen Vorausſetzungen die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes vorhandenen Kanzleibeamten, 
iS SB die im $ 2 bezeichneten Geſchäfte wahrnehmen können, beſtimmt der Senat. 
| Se 86. 
5 Die nach den bisherigen Beſtimmungen (Geſ. vom 3. März 1879 — Geſ. S. S. 99 == in der 
b 99 Faſſung der Allgemeinen Verfügung vom 8. Mai 1922 — Nr. 16/22 —) zu Juſtizſekretären — f 

BR Dolmetſcher — (Ober-)Sefretären — ernannten Beamten können die Geſchäfte des Urkundsbeamten der 

. 5 ra Geſchäftsſtelle wahrnehmen. 8 7 

1 5 Geſchäfte der Richter und Staatsanwälte, die einem anderen Beamten auf Grund geſetzlicher Vor⸗ 

Br ſchriften zur ſelbſtändigen Erledigung übertragen find oder noch übertragen werden, dürfen nur ſolche » 

* 15 Beamte wahrnehmen, welche die im § 1 vorgeſehene Prüfung beſtanden haben oder nach 8 4 den im 8 1 

BR genannten Beamten gleichitehen. 

8 Inwieweit dies für Perſonen gilt, welche die erſte juriſtiſche Prüfung beſtanden haben, beſtimmt 

ERS der Senat. 8 8 

* Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Vorſchriften erläßt der Senat. 

“PO Dieſes Geſetz tritt am 1. Auguſt 1928 in Kraft. 

3 a Danzig, den 17. September 1928. 

3 N Der Senat der Freien Stadt Danzig. 

„ Gehl. Dr. Frank. 

t 

* 


Verordnung 
zur Ausführung des § 24 des Geſetzes vom 30. Mai 1922 über den Erwerb und den Verluſt 
der Danziger Staatsaugehörigkeit. Vom 4. 9. 1928. 

Auf Grund des $ 24 des Geſetzes über den Erwerb und den Verluſt der Danziger Staats— 
angehörigkeit vom 30. Mai 1922 (Geſetzbl. S. 129 ff.) wird die Verordnung zur Ausführung des 8 24 
des Geſetzes vom 30. Mai 1922 über den Erwerb und den Verluſt der Danziger Staatsangehörigkeit 
(Geſetzbl. für 1922, S. 129 ff.) vom 18. Dezember 1925 (Geſetzbl. für 1925, S. 358) wie folgt geändert: 


In a) ſind zu erſetzen „800 Gulden“ durch „4800 Gulden“. 
Die Anderung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 4. September 1928. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Gehl. Dr. Schwarz. 


58 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Weiteres Geſetz über die Lohn⸗ und Gehaltspfändungen. 
Vom 25. 9. 1928. 


Arktitel 


Die Verordnung über Lohnpfändung vom 25. Juni 1919 (R. Geſ. Bl. S. 589) in der Faſſung 
der Geſetze vom 20. Dezember 1921 (Geſ. Bl. S. 319), vom 29. November 1922 (Geſ. Bl. S. 536), 
vom 14. November 1923 (Geſ. Bl. S. 1279) und vom 24. März 1925 (Geſ. Bl. S. 97) wird wie folgt geändert: 


Der $ 1 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

er Arbeits- und Dienſtlohn ($ 1 des Geſetzes vom 21. Juni 1869, Bundesgeſ. Bl. S. 242 und 
1871 S. 63, Reichsgeſ. Bl. 1897 S. 159, 1898 S. 332) iſt bei Auszahlung für Monate oder Bruchteile 
von Monaten bis zur Summe von monatlich 234 G, bei Auszahlung für Wochen bis zur Summe von 
wöchentlich 54 G, bei Auszahlung für Tage bis zur Summe von täglich 9 G und ſoweit er dieſe Beträge 
überſteigt, zu einem Drittel des Mehrbetrages der Pfändung nicht unterworfen. 


Der Abſatz 3 daſelbſt erhält folgende Faſſung: 
Überſteigt der Arbeits- oder Dienſtlohn die Summe von 780 G für den Monat, von 180 G für 
die Woche, von 30 G für den Tag, fo findet auf den Mehrbetrag die Vorſchrift des Abſatz 2 keine Anwendung. 


Artikel 2. 


Anſtelle der Vorſchrift im § 850 Abſatz 2 Satz 1 der Zivilprozeßordnung in der ſeit dem 
1. Februar 1927 auf Grund der Verordnung vom 18. Januar 1927 (Geſ. Bl. S. 26) geltenden Faſſung 
tritt folgende Vorſchrift: 

Überſteigen in den Fällen Nr. 7 und 8 das Dienſteinkommen die Penſion oder die ſonſtigen 
Bezüge die Summe von monatlich 250 G, fo iſt der dritte Teil des Mehrbetrages der Pfändung unterworfen. 


$ 850 Abſatz 3 hat folgenden Wortlaut: 

Die nach § 843 des Bürgerlichen Geſetzbuches wegen einer Verletzung des Körpers oder der 
Geſundheit zu entrichtende Geldrente iſt der Pfändung nur nach Maßgabe der Verordnung über Lohn— 
pfändung vom 25. Juni 1919 (Reichsgeſ. Bl. 1919 S. 589) in der Faſſung der Geſetze vom 20. Dezember 1921 
(Geſ. Bl. S. 319), vom 29. November 1922 (Geſ. Bl. S. 536), vom 14. November 1923 (Geſ. * S. 1279) 
und vom 24. März 1925 (Geſ. Bl. S. 97) unterworfen. 


Artikel 3. 


Das Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1928 in Kraft. 

Eine vor dieſem Zeitpunkt erfolgte Pfändung beſchränkt ſich nach Maßgabe dieſes Geſetzes von 
dem auf das Inkrafttreten nächſtfolgenden Fälligkeitszeitpunkt an. Eine vor dem Inkrafttreten des 
Geſetzes erfolgte Aufrechnung, Abtretung oder Pfändung verliert ihre Wirkung inſoweit, als ſie nach 
dieſem Zeitpunkt unzuläſſig ſein würde. 


Auf Antrag des Gläubigers oder des Schuldners hat das Vollſtreckungsgericht den Pfändungs⸗ 
beſchluß entſprechend zu berichtigen. Der Drittſchuldner kann, ſolange ihm die Berichtigung nicht zugeſtellt 
iſt, nach Maßgabe der bisherigen Pfändung mit befreiender Wirkung leiſten. 

Der Senat wird ermächtigt, den Wortlaut der Verordnung über die Lohnpfändung, des § 850 
— Zivilprozeßordnung — und des Geſetzes über die Pfändung des Arbeits- und Dienſtlohnes in neuer 
Faſſung neu zu verkünden. 


Danzig, den 25. September 1928. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Schwartz. 5 


Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die 1. Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,00 G, b) für 
den ge er für die Freie Stad Danzig Teil 1 Aucgabe Au. B je 2,25 G, c) für den Staatsanzei 5 = die Freie 
Stadt Danzig 6 5 3,00 G. Beſtellungen haben bei N 5 10 720 6 Poſtanſtalt zu erfolgen. amte ſiehe 
Staatsanz. „gr. 82) Bezugspreis zu a) 1,80 G, 

rückungsgebühren betragen für die zwe gere 1 es deren Ben = Fa Gulden. 
elegblätter und einzelne Stücke werden zu elbſtkoſten 
Schriftleitung: 8 sſtelle des Geſetzblattes und ee — Druck von A. Schroth in Danzig. 


